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(Nr. 13527.) Geſetz, betreffend den Abſchluß eines Staatsvertrags über eine Gemeinſchaftsarbeit zwiſchen 
Bremen und Preußen. Vom 17. Juli 1930. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


8 1. 

Die in dem anliegenden Staatsvertrag über eine Gemeinſchaftsarbeit zwiſchen Bremen 
und Preußen vom 21. Juni 1930 vorbehaltene Zuſtimmung der geſetzgebenden Körperſchaften des 
Landes Preußen wird erteilt, und das Staatsminiſterium wird ermächtigt, die zur Durchführung 
des Staatsvertrags erforderlichen Maßnahmen zu treffen, insbeſondere die darin vorgeſehene 
Fiſchereihafen Weſermünde / Bremerhaven G. m. b. H. zu gründen. 


8 2. 

Die Wahrnehmung der Geſellſchafterrechte des Landes Preußen in der Fiſchereihafen 
Weſermünde / Bremerhaven G. m. b. H. liegt dem Miniſter für Handel und Gewerbe und dem 
Finanzminiſter gemeinſchaftlich ob. 

b 8 3. 

Für die Geſchäftsführung der Fiſchereihafen Weſermünde Bremerhaven G. m. b. H. kommen 
die Artikel 63 bis 68 der Preußiſchen Verfaſſung ſowie die Beſtimmungen des Geſetzes über den 
Staatshaushalt vom 11. Mai 1898 (Geſetzſamml. S. 77) nicht in Betracht. 


8 4. 

Das Staatsminiſterium hat dem Landtag alljährlich den Jahresabſchluß nebſt dem von 
den Organen der G. m. b. H. zu erſtattenden Jahresberichte nach Beſchlußfaſſung durch die Geſell— 
ſchafterverſammlung vorzulegen. 

8 5. 

Aus Anlaß der Durchführung des im § 1 genannten Staatsvertrags einſchließlich ſeiner 
Anlagen einmalig fällig werdende Staats- und Gemeindeſteuern, Zuschläge zu Reichsſteuern und 
ſonſtige ſtaatliche und gemeindliche Abgaben aller Art werden nicht erhoben. Sämtliche Ver⸗ 
handlungen zur Durchführung des Staatsvertrags find gebühren- und ſtempelfrei. 


8 6. 

Zu laufenden Steuern und ſonſtigen Abgaben, die dem Lande, den Gemeindeverbänden, 
den Gemeinden ſowie ſonſtigen Körperſchaften des öffentlichen Rechtes zufließen, wird die Fiſcherei⸗ 
hafen Weſermünde / Bremerhaven G. m. b. H. nur inſoweit herangezogen, als dieſe Steuern und 
Abgaben auch vom Preußiſchen Staate zu entrichten wären, wenn er den Betrieb in eigener Ver⸗ 
waltung führte. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 13. Auguſt 1930.) 27 
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8 7. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die jeweils zuſtändigen Miniſter. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 17. Juli 1930. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Zugleich für 
den Miniſter für Handel und Gewerbe: 
Braun. Höpker Aſchoff. 


Staatsvertrag 


über eine Gemeinſchaftsarbeit zwiſchen Bremen und Preußen. 
Vom 21. Juni 1930. 


I. 

Die Preußiſche Staatsregierung und der Senat der Freien Hanſeſtadt Bremen haben den 
Wunſch, das Wirtſchaftsgebiet an der Unterweſer einheitlich zu erſchließen und in verſtändnisvoller 
Gemeinſchaftsarbeit nach einheitlichen Geſichtspunkten zu entfalten, zur Förderung des Handels⸗ 
und des Weltverkehrs jeden den Belangen der geſamten deutſchen Wirtſchaft ſchädlichen Wett⸗ 
bewerb zu vermeiden und Verwaltungsunzuträglichkeiten zu beſeitigen. Sie ſind der überein⸗ 
ſtimmenden Auffaſſung, daß dieſes einheitliche Wirtſchaftsgebiet unter Anerkennung der beſonderen 
Stellung Bremens ſo zu verwalten iſt, daß ſich tunlichſt Nachteile aus der verſchiedenen Landes⸗ 
hoheit nicht ergeben. Sie erklären ihre Bereitwilligkeit, die hierzu erforderlichen Maßnahmen in 
gemeinſamer Arbeit ſo zu treffen, als ob Landesgrenzen nicht vorhanden wären. 

Zu dieſem Zwecke beſchließen die Preußiſche Staatsregierung und der Senat der Freien 
Hanſeſtadt Bremen, zunächſt diejenigen Fragen zum Gegenſtand ihrer gemeinſamen Arbeit zu 
machen, deren Regelung für eine geſunde Wirtſchaftsentwicklung an der Unterweſer als beſonders 
dringlich anzuſehen iſt. Sie ſchließen daher die nachfolgenden hierneben als Anlagen 1—9 bei- 
gefügten Abkommen: 

1. Abkommen zwiſchen Preußen und Bremen über die Förderung der Hochſeefiſcherei in 

ihrem Gebiet. 

2. Abkommen zwiſchen Preußen und Bremen, betreffend den Preußiſch-Bremiſchen Staats⸗ 

vertrag vom 21. Mai 1904/26. Mai 1905. 
3. Preußiſch⸗Oldenburgiſch⸗Bremiſches Abkommen über die einheitliche Handhabung der 
Waſſerpolizei. 

4. Preußiſch⸗Oldenburgiſch⸗Bremiſches Abkommen über die Vorlage eines Staatsvertrages 

an das Reich über die Verwaltung der Waſſerpolizei. 

5. Abkommen zwiſchen Preußen und Bremen über kommunale Richtlinien für die Zu⸗ 

ſammenarbeit der preußiſchen und bremiſchen Gemeinden. 

6. Abkommen zwiſchen Preußen und Bremen über die Regelung des kommunalen Laſten⸗ 

ausgleichs. 

7. Abkommen zwiſchen Preußen und Bremen über eine Regelung der örtlichen Buftänbigteit 

der preußiſchen und bremiſchen Polizeibeamten. 


t 
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8. Preußiſch⸗Oldenburgiſch⸗Bremiſches Abkommen über die Verkehrsregelung im Unter⸗ 
weſergebiet. 5 : 
9. Abkommen zwiſchen Preußen und Bremen über Landesplanung im Unterweſergebiet. 


II. 

Die beiden Regierungen werden weiterhin mit Rückſicht auf das gemeinſame Hinterland der 
Weſer und Ems, das rheiniſch⸗weſtfäliſche Induſtriegebiet, zur Vermeidung unwirtſchaftlicher An⸗ 
lagen auf eine einheitliche Entwicklung des Wirtſchaftsgebietes an Weſer und Ems und insbeſondere 
auf eine einheitliche Seehäfenpolitik hinwirken. Sie ſchließen zu dieſem Zwecke das als Anlage 10 
beigefügte Weſer⸗Ems⸗Abkommen ab. f 

III. a 

Ferner ſind die Preußiſche Staatsregierung und der Senat der Freien Hanſeſtadt Bremen 
ſich darüber einig, daß der Abſchluß der vorſtehenden Abkommen die Grundlage für die Vertiefung 
des Gemeinſchaftsgedankens und für die weitere Entwicklung praktiſcher Gemeinſchaftsarbeit in dem 
Wirtſchaftsgebiet an Weſer und Ems ſein ſoll. BT; 

Zwiſchen der Preußiſchen Staatsregierung und dem Senat der Freien Hanſeſtadt Bremen 
herrſcht weiter Übereinſtimmung darüber, daß es im Sinne dieſer Gemeinſchaftsarbeit liegt, die 
wirtſchaftliche Entwicklung dahin zu beobachten, ob und inwieweit ſie die Gründung von weiteren 
Hafengemeinſchaften wünſchenswert macht. 

Preußen und Bremen ſind gemeinſam der Auffaſſung, daß bei der engen wirtſchaftlichen 
Verbundenheit eine erfolgreiche Zuſammenarbeit im Wirtſchaftsgebiet an Weſer und Ems von dem 
Gedanken getragen ſein muß, 

a) die Entwicklung und Wettbewerbsfähigkeit der deutſchen Seehäfen in jeder Weiſe zu 

fördern und zu dieſem Zwecke eine einheitliche Wirtſchafts⸗, Verkehrs⸗ und Tarifpolitik 
auf dem Gebiete der Seehäfen und Verkehrsſtraßen zu betreiben, 

b) auf die Bremen im Geſamtintereſſe Deutſchlands obliegenden Aufgaben auf dem Gebiete 

der Schiffahrt und des Handels beſondere Rückſicht zu nehmen, . e 

e) bei der Abgrenzung der Bezirke der höheren Verwaltungsſtellen, ſowie bei Feſtlegung ihres 

Sitzes den gemeinſchaftlichen Belangen dieſes Wirtſchaftsgebietes Rechnung zu tragen. 


f N i 

Die Regierungen der vertragſchließenden Länder erklären ſchließlich allgemein ihre Bereit⸗ 
willigkeit, auch weiterhin auf die Beſeitigung von Unzuträglichkeiten, die ſich aus der verſchiedenen 
Landeshoheit ergeben, hinzuwirken. 

Indem die Vertreter der Regierungen, und zwar für Preußen der preußiſche Miniſter⸗ 

präſident Dr. h. e. Otto Braun, N Era 
| für Bremen der Präſident des Senats, Bürgermeiſter Dr. Dr. ing. h. C. Martin Donandt, 

dieſen Staatsvertrag vorbehaltlich der Zustimmung der geſetzgebenden Körperſchaften der beiden 
Länder und hinſichtlich der unter I Nr. 3, 4 und 8 genannten Abkommen vorbehaltlich des Beitritts 
Oldenburgs gemeinſam unterzeichnen, geben ſie der Hoffnung Ausdruck, daß auch die weiteren Ver⸗ 
handlungen im Geiſte der Verſtändigung zu einem baldigen, dem ganzen Reiche Nutzen bringenden 
Abſchluß gebracht werden. ö 5 | 

Dieſer Vertrag ſoll ratifiziert und die Ratifikations⸗Urkunden ſollen ſobald als möglich in 
Berlin ausgetauſcht werden. 

Der Vertrag tritt am 1. Oktober 1930 in Kraft. N 

Dieſer Vertrag iſt in doppelter Urſchrift mit allen Anlagen ausgefertigt worden. 


Bremen, den 21. Juni 1930. 6 
(Siegel.) Bene (Siegel.) M. Donandt. 
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Anlage 1. 


Abkommen zwiſchen Preußen und Bremen 
über die Förderung der Hochſeeſiſcherei in ihrem Gebiet. 
Die Preußiſche Staatsregierung und der Senat der Freien Hanſeſtadt Bremen ſchließen über 
die Förderung der Hochſeefiſcherei in ihrem Gebiet das folgende Abkommen: 


J. Zweck des Vertrages. 


8 1. 

Der Zweck dieſes Vertrages iſt, in gemeinſchaftlicher Arbeit die an der Nordſee belegenen 
preußiſchen und bremiſchen Hochfeefifchereihäfen und -märkte entſprechend den Bedürfniſſen der 
deutſchen Volkswirtſchaft ſo zu verwalten, zu betreiben und auszubauen, daß ein den deutſchen 
Geſamtwirtſchaftsintereſſen ſchädlicher Wettbewerb der Häfen und Märkte untereinander vermieden 
wird, und daß die Anlagen für Zwecke der Hochſeefiſcherei ſo zuſammengefaßt und entwickelt werden, 
wie es ohne Rückſicht auf die verſchiedene Landes- und Gemeindehoheit wirtſchaftlich jeweilig am 
zweckmäßigſten iſt. \ 

II. Allgemeine Beſtimmungen. 


§ 2. 
Die Vertragſchließenden werden daher beſtrebt ſein, für die weſensgleichen Aufgaben aller 
Hochſeefiſchereihäfen und-märkte im Nordſeegebiet gleiche geſetzliche und verwaltungsmäßige Grund⸗ 
lagen zu ſchaffen. 


§ 3. 

(1) Auf Grund eines Übereinkommens über Verwaltung, Betrieb und Ausbau der Hochſee⸗ 
fiſchereimärkte und =häfen im Nordſeegebiet vom 5. März 1930 haben der Senat der Freien und 
Hanſeſtadt Hamburg, die Preußiſche Staatsregierung und der Magiſtrat der Stadt Altona einen 
Hochſeefiſchereiausſchuß der deutſchen Hochſeefiſchereihäfen errichtet, in dem die gemeinſamen 
Angelegenheiten der dieſem Übereinkommen unterworfenen Häfen und Märkte erörtert werden. 

(2) Bremen tritt dieſem Übereinkommen bei und entſendet für den Fiſchereihafen Bremer⸗ 
haven entſprechend den Beſtimmungen des Übereinkommens 4 Vertreter in den Hochſeefiſcherei⸗ 
ausſchuß, und zwar je 1 Vertreter des Staates, der Stadt, der Fiſchmarktverwaltung und der Wirt⸗ 
ſchaft. Der § 19 dieſes Vertrages findet entſprechende Anwendung. 


8 4. 

Der Hochſeefiſchereiausſchuß ſoll unverbindlich prüfen, ob und inwieweit für die weſens⸗ 
gleichen Aufgaben der Märkte und Häfen (Hamburg St. Pauli, Altona, Cuxhaven, Weſermünde und 
Bremerhaven) tunlichſt gleiche geſetzliche und Verwaltungsgrundlagen geſchaffen, ſowie ob und wie 
in den genannten Märkten und Häfen einheitliche Beſtimmungen für alle in Frage kommenden 
öffentlichen Laſten und privaten Koſten getroffen, ob und wie Mieten und Pachten für die Über⸗ 
laſſung von Anlagen an Private nach möglichſt gleichen Grundſätzen erhoben und gleichartige Vor⸗ 
ſchriften für die Handhabung der Hafen⸗, Verkehrs⸗, Nahrungsmittel-, Geſundheits⸗ und Gewerbe⸗ 
polizei ſowie der Gewerbeaufſicht erlaſſen werden können. 


§ 5. 

(1) Die Schaffung neuer und Bereitſtellung weiterer Waſſerflächen in den Häfen für Zwecke 
der Hochſeefiſcherei ſoll erſt nach gegenſeitiger Fühlungnahme durchgeführt werden, um ungeſunden 
Wettbewerb, insbeſondere Fehlanlagen und unnötige Kapitalanlagen, zu vermeiden. 

(2) Die Vertragſchließenden ſind darüber einig, daß durch dieſe Fühlungnahme die Durch⸗ 
führung geplanter Maßnahmen nicht unangemeſſen verzögert werden darf. 
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§ 6. 

Die Vertragſchließenden werden bei Erörterung grundſätzlicher Angelegenheiten zur 
Förderung des Fiſchfangs, der Fiſchverwertung und des Fiſchabſatzes den Hochſeefiſchereiausſchuß 
hören. R : 

§ 7. 

Die Vertragſchließenden werden auf den Beitritt Oldenburgs zu den Vereinbarungen der 

Abſchnitte J und II hinwirken. 


III. Sonderbeſtimmungen für Weſermünde und Bremerhaven. 


§ 8. N 

() Preußen und Bremen gründen für die Verwaltung und den Betrieb der fiſchwirtſchaft⸗ 
lichen Anlagen in Weſermünde und in Bremerhaven eine privatwirtſchaftliche Geſellſchaft gemäß 
dem anliegenden Entwurf eines Geſellſchaftsvertrages. . 

(2) Die Geſellſchaft führt die Firma „Fiſchereihafen Wefermünde/Bremerhaven Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung“ und hat ihren Sitz in Weſermünde. Die Beteiligung Preußens und 
Bremens an der Geſellſchaft beträgt je 50 v. H. 

(3) Der Geſellſchaft werden die fiſchwivtſchaftlichen Anlagen der vertragſchließenden Länder 
und der Stadt Bremerhaven nach näherer Beſtimmung des Geſellſchaftsvertrages zur Verwaltung 
und Betriebsführung, insbeſondere auch zur Vermietung und Verpachtung, überlaſſen. 

(4) An den Erträgniſſen der Geſellſchaft aus dieſen Vermögensſtücken find Preußen mit 
87,5 v. H. und Bremen mit 12,5 v. H. beteiligt. 


§ 9. 

(1) Der Bau von neuen Fiſchereihäfen und fiſchwirtſchaftlichen Anlagen in dem jeweiligen 
Gebiet des Stadtkreiſes Weſermünde ſowie in dem Hafen⸗ und Stadtgebiet von Bremerhaven 
erfolgt auf Antrag des Aufſichtsrats der Geſellſchaft durch die Vertragsſtaaten, ſofern dieſe das 
Bedürfnis zu dieſen Bauten anerkennen. Die Bau⸗ und Unterhaltungskoſten dieſer Neubauten 
werden von den Vertragsſtaaten je zur Hälfte aufgebracht. Dieſem Aufbringungsverhältnis ent⸗ 
ſpricht auch das Eigentumsverhältnis beider Vertragsſtaaten an den Neubauten. 

(2) Will ſich ein Vertragsſtaat an der Aufbringung der Baukoſten nicht beteiligen, ſo hat der 
andere Staat die Befugnis, den Bau mit eigenen Mitteln auszuführen. In dieſem Falle hat ſich 
aber der an der Aufbringung der Mittel nicht beteiligte Staat an dem Zins⸗ und Tilgungsdienſt 
der Baukoſten und an den Unterhaltungskoſten zur Hälfte zu beteiligen. Vorausſetzung hierfür iſt, 
daß der Zinſendienſt ſich in angemeſſener Höhe bewegt und daß eine genügend lange Tilgungsdauer 
feſtgeſetzt wird, die dem Zwecke der Anlage entſpricht. Die Regelung des Eigentumsverhältniſſes 
bleibt in dieſem Falle der beſonderen Verhandlung der Vertragſchließenden vorbehalten. 

(3) Der Neubau iſt von der Geſellſchaft zur Verwaltung und zur Betriebsführung zu über⸗ 
nehmen. ' 
() An den Erträgniſſen von Neuanlagen find die Vertragsſtaaten je zur Hälfte beteiligt. Es 
iſt von Fall zu Fall zu vereinbaren, was als Erträgnis einer Neuanlage gelten ſoll. 


8 10. 
(1) Die Vertragſchließenden können in ihrem Hoheitsgebiet den Beamten und Angeſtellten 
der Geſellſchaft die Ausübung polizeilicher Befugniſſe in dem erforderlichen Umfange übertragen. 
(2) Die Vertragſchließenden werden in ihrem Hoheitsgebiet der Geſellſchaft auf Antrag das 
Enteignungsrecht verleihen, wenn die geſetzlichen Vorausſetzungen dafür erfüllt ſind. 
(3) Die Geſellſchaft wird ermächtigt, für die Benutzung von ihr zum Betriebe überlaſſenen 
Anlagen Gebühren zu erheben, die der gemeinſamen Genehmigung beider Vertragſchließenden 
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unterliegen. Die Gebühren müſſen für alle Teile des Seen nach einheitlichem 8 erhoben 
werden. 


Se 


Die Preußiſche Staatsregierung wird dafür Sorge tragen, daß die ihr gegenüber der 
Fiſchereihafenbetriebsgenoſſenſchaft in Weſermünde zuſtehenden Rechte auf die neue Geſellſchaft 
übertragen oder im Einverſtändnis mit dieſer wahrgenommen werden. Ferner wird ſie darauf hin⸗ 
wirken, daß die fiſchwirtſchaftlichen Unternehmungen in Bremerhaven Mitglieder der Fiſchereihafen⸗ 
betriebsgenoſſenſchaft werden können. 


8 12. 


Die Preußiſche Staatsregierung verzichtet auf die Durchführung des jetzt von ihr geplanten 
Kühlhausneubaues in Weſermünde. Ein Kühlhaus darf in Weſermünde erſt dann erbaut werden, 
wenn ein ſolches für den gemeinſchaftlichen Fiſchereihafen Weſermünde / Bremerhaven notwendig 
und vom Aufſichtsrat der Geſellſchaft beantragt wird. 


8 13. 


Die Vertragſchließenden verpflichten ſich, in den Häfen von Bremerhaven und Weſermünde 
einer anderen Rechtsperſon als der Fiſchereihafen Weſermünde / Bremerhaven G. m. b. H. die 
Anſiedlung von Reedereibetrieben der Hochſeefiſcherei und die Verwendung von Grundſtücken, 

Waſſerflächen und Anlagen für Zwecke der Hochſeefiſcherei und deren ee nur bei, gegen⸗ 
ſeitigem Einverſtändnis zu ermöglichen. 


8 14. 

Die Vertragſchließenden werden künftig zur Vermeidung unwirtſchaftlicher Ausgaben 
irgendwelche mittelbaren und unmittelbaren Vergünſtigungen aus öffentlichen Mitteln an die 
Fiſchwirtſ ſchaft im preußiſchen und bremiſchen Staatsgebiet an der Weſer oder einzelne ihrer 
Betriebe nur im Einvernehmen mit der anderen Vertragspartei gewähren oder zulaſſen. 


8 15. 


(4), Die Fiſ ſchauktionen in Bremerhaven werden der Fiſchereihafen Weſermünde / Bremer⸗ 
haven G. m. b. H. und gegebenenfalls durch ſie der e eee, in e 
münde übertragen. 


7 


(2) Die Fiſchauktionen in Weſermünde und in Bremerhaven find. nach hiesigen 
Geſichtspunkten zu führen und ſollen in ihrer örtlichen, zeitlichen und verwaltungsmäßigen 
Organiſation fo geregelt werden, daß ein für die geſamte Fiſchwirtſchaft möglichſt günſtiges 


Ergebnis erzielt wird. Die Fiſchereihafen Weſermünde / Bremerhaven G. m. b. H. kann die 
Auktionsbetriebe an einer Stelle zuſammenfaſſen oder nach Zeiten oder Orten oder Arten des 
Auktionsumſatzes trennen oder ſonſt neu regeln. Soll der Auktionsbetrieb in Weſermünde oder 
Bremerhaven ganz aufgehoben oder in feinem. Grundweſen e werden, ſo iſt ein ei. 
der Geſellſchafterverſammlung erforderlich. 


(3) Preußen und Bremen verpflichten ſich, im Aufſichtsrat der Geſellſchaft 18 in 15 
Geſellſchafterverſammlung nach 2½ Jahren und gegebenenfalls nach 4½ Jahren vom Inkraft⸗ 
treten dieſes Vertrages an gerechnet nach Anhörung des Beirats einen Beſchluß über die Aufrecht⸗ 


erhaltung oder Aufhebung der Auktionen in Bremerhaven mit En nach Ablauf von 5 Jahren 


vom Inkrafttreten dieſes Vertrages an herbeizuführen. 


(4) Falls die gemäß Abſatz 3 geführten Verhandlungen innerhalb 5 Jahren nach Inkraft⸗ 
treten des Vertrages zu keiner Einigung führen und einer der Vertragſchließenden ſchriftlich erklärt, 
daß unter dieſen Umſtänden der im § 1 bezeichnete Vertragszweck nicht erreicht werden kann, iR 
tritt dieſes Abkommen am 31. März 1936 außer Kraft. 


« 
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8 16. 

(4) Die Vertragſchließenden werden in Ausführung des § 1 einen Beirat für den Fiſcherei⸗ 
hafen Weſermünde / Bremerhaven bilden und die hierdurch entſtehenden notwendigen Koſten je 
zur Hälfte tragen. Die Geſchäftsordnung für den Beirat erlaſſen die Vertragſchließenden. 

(2) Der Beirat iſt gutachtlich zu hören bei Erörterung grundſätzlicher Angelegenheiten zur 
Förderung des Fiſchfangs, der Fiſchverwertung und des Fiſchabſatzes. N 

(3) Das Gutachten ſoll ungeſundem Wettbewerb, Fehlanlagen und unnötigen Kapital⸗ 
aufwendungen vorbeugen. 


§ 17. 

(1) Der Beirat beſteht aus 10 Mitgliedern. Die Preußiſche Staatsregierung ernennt den 
Vorſitzenden, der Bvemiſche Senat den ſtellvertretenden Vorſitzenden. Von den 8 Beiſitzern 
ernennen die Preußiſche Staatsregierung und der Senat der Freien Hanſeſtadt Bremen je 4 und 
ebenſo für ſie je 4 Stellvertreter. Die Beiſitzer und ihre Stellvertreter müſſen von beiden Seiten 
mindeſtens zur Hälfte aus den an der Fiſchwirtſchaft der Weſer beſonders intereſſierten Ein⸗ 
wohnern der Unterweſerſtädte Weſermünde und Bremerhaven beſtehen. 

(2) Der Beirat kann ſich durch Zuziehung weiterer beratender Mitglieder ohne Stimm⸗ 
recht ergänzen. Solche Zuziehung kann allgemein oder nur für einzelne Fragen erfolgen. Bei 
der Zuziehung ſoll tunlichſt die Parität zwiſchen preußiſchen und bremiſchen Staatsangehörigen 
gewahrt werden. s 

8 18. 


Die Preußiſche Staatsregierung verzichtet auf die Ausübung der ihr aus Artikel 22 des 
Staatsvertrages vom 21. Mai 1904/26. Mai 1905 zuſtehenden Rechte. 


IV. Schluß beſtimmungen. 
8 19. 5 855 
Die Beſtimmungen dieſes Vertrages, insbeſondere auch bezüglich der Mitwirkung und der 
Rechte der beteiligten Länderregierungen in dem Hochſeefiſchereiausſchuß, in dem Beirat und in 


der Geſellſchaft bleiben ohne Rückſicht auf Beſtand und Umfang der in den Staatsgebieten der 
einzelnen beteiligten Länder vorhandenen Fiſchereimärkte und ⸗häfen in Gültigkeit. 


2 8 20. 
Dieſer Vertrag tritt am 1. Oktober 1930 in Kraft. 


8 21. 


() Die Vertragſchließenden werden dafür ſorgen, daß aus Anlaß der Durchführung dieſes 
Vertrages einmalig fällig werdende Staats- und Gemeindeſteuern, Zuſchläge zu Reichsſteuern und 
ſonſtige ſtaatliche und gemeindliche Abgaben aller Art nicht erhoben werden und daß ſämtliche 
Verhandlungen zur Durchführung des Vertrages gebühren- und ſtempelfrei erfolgen. Die Vertrag⸗ 
ſchließenden werden ferner dafür eintreten, daß auch Reichsſteuern, die aus Anlaß der Durch⸗ 
führung dieſes Vertrages zu entrichten ſein würden, nicht erhoben werden. 

(2) Zu laufenden Steuern und ſonſtigen Abgaben, die dem Lande, den Gemeindeverbänden, 
den Gemeinden ſowie ſonſtigen Körperſchaften des öffentlichen Rechtes zufließen, wird die Fiſcherei⸗ 
hafen Weſermünde / Bremerhaven G. m. b. H. nur inſoweit herangezogen, als dieſe Steuern und 
Abgaben auch vom Hoheitslande zu entrichten wären, wenn es den Betrieb in eigener Ver⸗ i 
waltung führte. 8 f 
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Anlage zu § 8 Abſ. 1 des Abkommens über die Förderung 
der Hochſeefiſcherei. 


Entwurf eines Geſellſchaftsvertrages der Fiſchereihafen Weſermünde / Bremerhaven G. m. b. H. 


Der Preußiſche Staat, vertreten durch .. ...... . . und die Freie Hanſeſtadt Bremen, 
Herkreten dürhh . . ſchließen folgenden Geſellſchaftsvertrag: 


. 
Firma und Sitz der Geſellſchaft. 
Unter der Firma „Fiſchereihafen Weſermünde / Bremerhaven Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung“ wird eine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung mit dem Sitz in Weſermünde errichtet. 


§ 2. 
Gegenſtand des Unternehmens. 

(1) Gegenſtand des Unternehmens iſt der Betrieb der fiſchwirtſchaftlichen Anlagen, die in 
Weſermünde und Bremerhaven einem der Geſellſchafter oder der Stadt Bremerhaven gehören 
oder der Geſellſchaft von anderer Seite zum Betriebe überlaſſen werden. 

(2) Die Geſellſchafter verpflichten ſich, die in Anlage & bezeichneten Häfen, Anlagen und 
dinglichen Berechtigungen ſpäteſtens binnen 3 Monaten nach Inkrafttreten dieſes Vertrages der 
Geſellſchaft zur vollen Nutzung zu überlaſſen. Die Feſtſetzung eines Entgelts hierfür bleibt vor⸗ 
behalten. Die Geſellſchaft übernimmt den Betrieb, die Unterhaltung und die Erneuerung der ihr 
überlaſſenen Anlagen und Berechtigungen und außerdem den Anleihedienſt für eine von der 
Stadt Bremerhaven aufgenommene Anleihe nach Maßgabe des § 22. Der Geſellſchaft fließen 
die ſich aus dem Betrieb ergebenden Einnahmen zu. 

(3) Gegenſtände der in Abſatz 2 genannten Art, die von der Geſellſchaft für Fiſchereizwecke 
nicht mehr benötigt werden, können von ihr weiter verwertet oder an den Eigentümer mit deſſen 
Einverſtändnis zurückgegeben werden. 

§ 3. 
Übernahme laufender Verträge. 

Die Geſellſchafter verpflichten ſich, alle ihnen oder der Stadt Bremerhaven aus laufenden 
ſchuldrechtlichen Verträgen an fiſchwirtſchaftlichen Anlagen im Weſergebiet zuſtehenden Rechte 
und Verpflichtungen auf die Geſellſchaft ohne Vereinbarung eines beſonderen Entgelts alsbald 
nach Inkrafttreten dieſes Vertrages zu übertragen. Ein Verzeichnis dieſer Verträge iſt dieſem 
Vertrag als Anlage B beigefügt. 

§ 4. 
Weitere Aufgaben der Geſellſchaft. 
Weiterer Gegenſtand des Unternehmens find alle Maßnahmen, die der Förderung des Fiſch⸗ 
fanges, der Fiſchverwertung und des Fiſchabſatzes dienen, insbeſondere auch die Durchführung 
einer Werbung für den Seefiſchverbrauch der Bevölkerung. 


8 5. 
Stammkapital. 
(1) Das Stammkapital der Geſellſchaft beträgt 200 000 RM; hierauf haben die Geſell⸗ 
ſchafter folgende Stammeinlagen zu leiſten: 
e e ee 
2. die Freie Hanſeſtadt Bremen 100 000 l. 
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(2) Bei der Gründung der Geſellſchaft ſind 75 v. H. der Stammeinlagen einzuzahlen. Die 
Forderung weiterer Einzahlungen erfolgt durch die Geſchäftsführer auf Grund einſtimmigen 
Beſchluſſes der Geſellſchafter. 

(3) Länger als einen Monat nach dem Beſchluß der Geſellſchafter rückſtändige Einlagen 
ſind der Geſellſchaft zum jeweils gültigen Reichsbankdiskontſatz zu verzinſen. 


§ 6. 
Abtretung von Geſchäftsanteilen. 
Die Abtretung eines Geſchäftsanteiles oder eines Teiles von ihm iſt nur mit Zuſtimmung 
aller an der Gründung der Geſellſchaft beteiligt geweſenen Geſellſchafter zuläſſig. 


§ 7. 
Erhöhung des Stammkapitals. 
Bei jeder ſpäteren Erhöhung des Stammkapitals übernehmen die Geſellſchafter die auf das 
Kapital zu leiſtenden Stammeinlagen im gleichen Verhältnis wie bei der Gründung der Geſellſchaft. 


§ 8. 
Geſchäftsjahr und Bekanntmachungen. 

(1) Das Geſchäftsjahr beginnt am 1. Oktober und endet am 30. September. 

(2) Alle Bekanntmachungen der Geſellſchaft erfolgen durch den Deutſchen Reichs- und 
Preußiſchen Staatsanzeiger, das Amtsblatt der Regierung in Stade und die Bremiſchen 
Verordnungsblätter. i 

> 89. 
Organe der Geſellſchaft. 

Die Organe der Geſellſchaft ſind die Geſchäftsführer, der Aufſichtsrat und die Geſellſchafter⸗ 
verſammlung. 

1. Geſchäftsführer. 
§ 10. 

(1) Die Geſellſchaft beſtellt zwei Geſchäftsführer, bei Bedarf werden zwei ſtellvertretende 
Geſchäftsführer beſtellt. Die beiden Geſchäftsführer haben gleiche Befugniſſe, ebenſo die beiden 
ſtellvertretenden Geſchäftsführer. Die Beſtellung von Einzelprokuriſten iſt ausgeſchloſſen. 

(2) Die Geſellſchaft wird in der Weiſe vertreten, daß beide Geſchäftsführer oder ein Geſchäfts⸗ 
führer und ein ſtellvertretender Geſchäftsführer oder ein Geſchäftsführer und ein Prokuriſt für die 
Geſellſchaft zeichnen. 

§ 11. 

Die Geſellſchafter beſtellen und entlaſſen die Geſchäftsführer, Prokuriſten und Handlungs⸗ 
bevollmächtigten zum geſamten Geſchäftsbetriebe. Sie erlaſſen die Dienſtanweiſung für die 
Geſchäftsführer. 

§ 12. 
Bei Meinungsverſchiedenheiten der Geſchäftsführer entſcheiden die Geſellſchafter. 


2. Aufſichts rat. 
§ 13. 


(1) Der Aufſichtsrat beſteht aus mindeſtens 14 Mitgliedern. In dem Aufſichtsrate ſollen der 
Preußiſche Staat und die Freie Hanſeſtadt Bremen mit mindeſtens je 5 Mitgliedern, die Städte 
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Weſermünde und Bremerhaven, ſowie die Induſtrie- und Handelskammer Weſermünde und die 
Handelskammer Bremen mit je 1 Mitgliede vertreten fein. 

(2) Die Urkunde über die Beſtellung des erſten Aufſichtsrats braucht dem Regiſtergerichte 
nicht vorgelegt zu werden. Auch bedarf weder die erſte Beſtellung des Aufſichtsrats noch eine Ver⸗ 
änderung in feinem Mitgliederbeſtande der Veröffentlichung. 


§ 14. 

(4) Der Vorſitzende des Aufſichtsrats wird jeweilig von dem Geſellſchafter: Preußiſcher Staat, 
ſein Stellvertreter von dem Geſellſchafter: Freie Hanſeſtadt Bremen, auf die Dauer von 5 Jahren 
beſtellt. Der Vorſitzende und ſein Stellvertreter müſſen mit den Verhältniſſen an der Weſer 
beſonders vertraute Perſönlichkeiten ſein. Die übrigen Mitglieder werden je zur Hälfte von den 
Geſellſchaftern auf die Dauer von 5 Jahren ernannt. 

(2) Jeder Geſellſchafter iſt befugt, ein von ihm beſtelltes Mitglied des Aufſichtsrats abzu⸗ 
berufen und an ſeiner Stelle für die reſtliche Amtsdauer ein anderes Mitglied zu ernennen. 

(3) Abberufung und Neubeſtellung eines Mitgliedes bedarf der ſchriftlichen Mitteilung an 
den anderen Geſellſchafter. 


8515. 
(1) Die Einberufung des Aufſichtsrats erfolgt durch ſeinen Vorſitzenden. Der Vorſitzende 


muß eine Sitzung innerhalb 2 Wochen anberaumen, wenn die Geſchäftsführer oder mindeſtens 


3 Aufſichtsratsmitglieder dies ſchriftlich unter Angabe der Beratungsgegenſtände beantragen. 

(2) Der Aufſichtsrat iſt beſchlußfähig, wenn außer dem Vorſitzenden oder feinem Stell⸗ 
vertreter mindeſtens 6 Aufſichtsratsmitglieder anweſend find. 

(3) An Stelle der Beſchlußfaſſung in Sitzungen kann der Vorſitzende des Aufſichtsrats ſchrift⸗ 
liche Abſtimmung über die zu faſſenden Beſchlüſſe anordnen, wenn von keinem Mitglied innerhalb 
8 Tagen, nachdem der Vorſitzende ihm ſchriftlich den Gegenſtand der Beſchlußfaſſung mitgeteilt hat, 
ein ſchriftlicher Einſpruch gegen dieſe Art der Abſtimmung eingegangen iſt. 

(4) Die Beſchlüſſe des Auffichtsrats werden mit Stimmenmehrheit gefaßt; bei Stimmen⸗ 
gleichheit gibt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. Die Beſchlüſſe des Aufſichtsrats werden 
in ein Protokollbuch eingetragen und mit der Unterſchrift des Vorſitzenden oder ſeines Stell⸗ 
vertreters verſehen. i 


§ 16. 

(1) Der Aufſichtsrat hat die dem Auffichtsvat einer Aktiengeſellſchaft zugewieſenen Befug⸗ 
niſſe, ſoweit ſie nicht durch das Geſetz, dieſen Vertrag, Beſchlüſſe der Geſellſchafterverſammlung 
oder gemäß § 17 abgeändert werden. Im übrigen regelt eine von den Geſellſchaftern zu erlaſſende 
Geſchäftsordnung die Befugniſſe des Aufſichtsrats. 

(2) Die Mitglieder des Aufſichtsrats erhalten keinen Anteil am Reingewinne. Sie haften 
nur für Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit. f a 


§ 17. f 


Jeder der Geſellſchafter iſt befugt, die Abſetzung von zur Beratung oder Beſchlußfaſſung im 


Aufſichtsrat anſtehenden Angelegenheiten von der Tagesordnung des Aufſichtsrats und deren Über⸗ 
weiſung an die Geſellſchafterverſammlung zu verlangen. 


3. Geſellſchafterverſammlungen. 
FESTEN 


(1) In jedem Geſchäftsjahre findet ſpäteſtens im Januar eine ordentliche Geſellſchafterver⸗ 
ſammlung ſtatt. Die Leitung der Geſellſchafterverſammlung hat der Vorſitzende des Aufſichtsrats, 
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bei deſſen Behinderung ſein Stellvertreter. Die Berufung der Geſellſchafterverſammlung erfolgt 
durch den Vorſitzenden des Aufſichtsrats. Eine Geſellſchafterverſammlung iſt binnen zwei Wochen 
einzuberufen, wenn die Geſchäftsführer oder ein Geſellſchafter dies ſchriftlich unter Mitteilung der 
Anträge bei dem Vorſitzenden des Aufſichtsrats beantragen. Die Berufung der Geſellſchafterver⸗ 
ſammlung geſchieht durch eingeſchriebenen Brief. Zwiſchen dem Tage der Einberufung und dem 
Tage der Geſellſchafterverſammlung muß mindeſtens eine Friſt von 8 Tagen liegen. 

(2) Statt der Geſellſchafterverſammlung kann Beſchlußfaſſung auf Vorſchlag des Vorſitzenden 
des Aufſichtsrats ſchriftlich erfolgen, falls nicht innerhalb von 8 Tagen, nachdem dieſer Vorſchlag 
ſchriftlich bei den Geſellſchaftern eingegangen iſt, ein Geſellſchafter ſchriftlich Einſpruch gegen dieſe 
Art der Abſtimmung eingelegt hat. ; 


. 

(1) Die Geſellſchafterverſammlung faßt ihre Beſchlüſſe mit Stimmenmehrheit, ſoweit das 
Geſetz nicht höhere Erforderniſſe aufſtellt. Je 10 000 AM Geſchäftsanteil gewähren 1 Stimme. 
Bei Stimmengleichheit iſt ein Beſchluß nicht zuftande gekommen. 

2) Der Leiter der Geſellſchafterverſammlung beſtimmt die Art der Abſtimmung, falls kein 
Geſellſchafter widerſpricht. 

(8) Die Beſchlüſſe der Geſellſchafterverſammlung find in ein beſonderes Buch einzutragen 
und von dem Vorſitzenden zu unterſchreiben. 


8 20. 


Vollmachten der in der Geſellſchafterverſammlung erſcheinenden Vertreter bedürfen ſchrift⸗ 

licher Form. 
§ 21. 
Bilanz und Überſchüſſe. 

(1) Die Geſchäftsführer haben in den erſten zwei Monaten nach Schluß des Geſchäftsjahres 
die Bilanz nebſt einer Gewinn- und Verluſtrechnung aufzuſtellen, die nach Vorprüfung durch die 
Deutſche Reviſions⸗ und Treuhand⸗A. G. vom Aufſichtsrate zu prüfen iſt. Ferner haben ſie einen 
Geſchäftsbericht über das verfloſſene Geſchäftsjahr zu erſtatten, der mit den Bemerkungen des Auf- 
ficht3vatS verſehen ſein muß. Die ordentliche Geſellſchafterverſammlung beſchließt über die 
Genehmigung der Bilanz ſowie über die Ausſchüttung der Überſchüſſe und die Entlaſtung der Ge⸗ 
ſchäftsführer und des Aufſichtsvats. 

(2) Über Erträge und Unkoſten des Betriebs von Neuanlagen wird eine von den übrigen 
Rechnungen der Geſellſchaft getrennte Abrechnung aufgeftellt. 


§ 22. 
üb ernahme des Anleihedienſtes der Stadt Bremerhaven. 
(1) Die Geſellſchaft übernimmt auf ihr Unkoſtenkonto den Zins⸗ und Tilgungsdienſt der 
von der Stadt Bremerhaven für Fiſchereihafenzwecke entliehenen 2 275 922 AM mit 7% 
Zinſen und einer Tilgung von 1,06 % zuzüglich der erſparten Zinſen. Sofern die Preußiſche 
Staatsregierung der Stadt Bremerhaven bei gleicher Tilgungsdauer eine günſtigere Anleihe zu ver- 
mitteln vermag, ermäßigt ſich der vorgenannte Zins⸗ und Tilgungsdienſt der Geſellſchaft ent⸗ 
ſprechend. a 
E) Zur Abdeckung dieſes Anleihedienſtes wird höchſtens die Hälfte des um den Betrag des 
von der Geſellſchaft zu tragenden Anleihedienſtes erhöhten Reinertrages verwandt; reicht dieſer nicht 
aus, ſo übernimmt der Geſellſchafter Bremen den Reſt des Anleihedienſtes. 
N (3) Soweit die Zins- und Tilgungsbeträge der Geſellſchaft nicht zur Laſt fallen, werden fie 
von ihr an den fälligen Terminen verauslagt. Der Geſellſchafter Bremen hat dieſe Beträge zuzüg⸗ 
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lich einer Verzinſung in Höhe des jeweiligen Reichsbankdiskontſatzes ſpäteſtens bei Ausſchüttung 
des Gewinnes der Geſellſchaft zu erſtatten. 


8 23. 
Gewinn verteilung. 


Der Reinertrag wird unbeſchadet der Vorſchrift des §S 9 Abſ. 4 des Abkommens über die 
Förderung der Hochſeefiſcherei unter die Geſellſchafter ſo verteilt, daß Bremen den Betrag erhält, um 
den ½ des um den Betrag des von der Geſellſchaft zu tragenden Anleihedienſtes erhöhten Rein⸗ 
ertrages den geſamten Anleihedienſt überſteigt, Preußen den Reſt. 


8 24. 


Fortfall des Anleihedienſtes bei Beibehaltung der Bremer⸗ 

havener Auktionen. 

Sollten die nach $ 15 des Abkommens über die Förderung der Hochſeefiſcherei vorbehaltenen 
Verhandlungen dazu führen, daß die Fiſchauktionen in Bremerhaven länger als 5 Jahre nach 
Inkrafttreten des Abkommens beibehalten werden, ſo iſt der Geſellſchafter Bremen verpflichtet, der 
Geſellſchaft die von ihr geleiſteten Zins- und Tilgungsraten zuzüglich einer Verzinſung zum 
jeweiligen Reichsbankdiskontſatze zu erſtatten. Die Berechnung und Verteilung des Gewinnes für 
die früheren Jahre wird dementſprechend berichtigt. Den weiteren Zins- und Tilgungsdienſt hat 
alsdann der Geſellſchafter Bremen zu übernehmen. 


§ 25. 
Übergang des Eigentums der Anlagen nach Tälgung der Anleihe. 

Nach Ablauf von 30 Jahren gehen die der Geſellſchaft zur Verwaltung und zum Betrieb 
überlaſſenen Anlagen der Stadt Bremerhaven in das Eigentum der Geſellſchaft über. Die Ver⸗ 
teilung auf die Geſellſchaftsanteile der beiden Geſellſchafter erfolgt nach einem Verhältniſſe, bei dem 
Bremen die von ihm ſelbſt für den Anleihedienſt aufgewendeten Beträge und diejenigen Beträge 
gutgebracht werden, um die fein Gewinnanteil hinter / des um den von der Geſellſchaft getragenen 
Anleihedienſt erhöhten Reinertrages der Geſellſchaft zurückgeblieben iſt, während der Reſt des 
Anleihedienſtes Preußen gutgebracht wird. Das weitere Verwaltungs-, Betriebs⸗ und Ver⸗ 
wertungsrecht der Geſellſchaft an dieſen Anlagen bleibt davon unberührt. 


§ 26. 

Die Geſellſchafterverſammlung kann 1 des Geſellſchaftsvertrages nur mit Zu⸗ 

ſtimmung aller Geſellſchafter beſchließen. 
g 27. 
Auflöſung der Geſellſchaft. 

() Im Falle der Auflöſung der Geſellſchaft wird das Vermögen unter die Geſellſchafter im 
Verhältnis ihrer Einzahlungen auf die Stammeinlagen verteilt. Ein Überſchuß über das Stamm⸗ 
kapital fällt dem Preußiſchen Staat und der Freien Hanſeſtadt Bremen im allgemeinen im Ver⸗ 
hältnis 7: 1 zu, ſoweit aber Neubauten ausgeführt find, unter Berückſichtigung des § 9 Abſ. 4 des 
Abkommens über die Förderung der Hochſeefiſcherei. 

(2) Tritt das Abkommen über die Förderung der Hochſeefiſcherei gemäß $ 15 Abſ. 4 außer 
Kraft, ſo tritt die Geſellſchaft mit dieſem Zeitpunkt in Liquidation. 


§ 28. 
Inkrafttreten. 
Dieſer Geſellſchaftsvertrag tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 1930 in Kraft. 
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Anlage A 
zu § 2 Abſ. 2 des n 


e der den Beſtimmungen des § 2 des Geſellſchaftsvertrages unterliegenden Häfen, 
Anlagen und dinglichen Berechtigungen. 


A. Preußen. 
Von dem Fiſchereihafen Weſermünde werden überlaſſen: 
I. Die gelb umrandete Grundfläche, und zwar 


1. auf der Oſtſeite des neuen Hafenbeckens, begrenzt durch den Linienzug: a — b — 
c — d — e — f— g h—i— k- Il m n —- O- p 4 a, und 
zwar im einzelnen begrenzt wie folgt: 


im Norden durch die ſüdliche obere Böſchungskante des Verbindungskanals 
zwiſchen Fiſchereihafen und Handelshafen: Linie a — b; 

im Oſten durch den Fuß der öſtlichen Böſchung des alten Landesſchutzdeiches vom 
Verbindungskanal (Punkt b) bis zur Weſerſtraße (Punkt d), an dieſer längs 
der Eigentumsgrenze bis zur Eichſtraße (Punkt e), dieſe an der Eigentums⸗ 
grenze verfolgend bis zur Brücke über die Reichsbahn (Punkt k), dann die 
Eigentumsgrenze nach Süden abbiegend über die Punkte g — h — i bis 
zum Abſchluß des aufgeſpülten Geländes (Punkt k); im ganzen Linienzug 
b — e — d — e — f- g hb i — k; 


im Süden durch die ſüdliche Grenze des aufgeſpülten Geländes in Richtung des 
Feldweges in Verlängerung der Rohrſtraße bis zum Punkt 1: Linie k — ]; 


im Weſten durch das Oſtufer des projektierten und vorhandenen neuen Hafen⸗ 
beckens (Linie ! — m — u) bis zur Nordoſtecke der alten Hafenzunge an der 
Nordecke der Halle 1 (Punkt o), weiter um das alte Hafenbecken herum über 
die Punkte p und q bis zum Ausgangspunkt a, im ganzen Linienzug 1 — m 
— n - O- pg a. 


2. auf der Weſtſeite des neuen Hafenbeckens: Das Gelände zwiſchen der Weſtſeite des 
neuen Hafenbeckens und dem Binnenfuß des neuen Seedeiches, begrenzt durch 
folgende Linien zu A—B—C—D—E-—A, und zwar im einzelnen wie folgt: 

im Norden durch die Nordſeite der nördlichſten Straße vom Rampenfuß zur 
Ufermauer, Linie A — B; 

im Oſten durch die Ufermauer und ihre Verlängerung über ihr ſüdliches Ende 
hinaus parallel in 120 Meter Abſtand zum Oſtufer des neuen Hafenbeckens 
bis zum Punkt C, Linie B — C; 

im Weſten durch den Weg O — D und den Fuß der Binnenböſchung des Deiches 
bis zum Fuß der Rampe zur Doppelſchleuſe (Punkt E), hier die Straße über⸗ 
querend und am Fuße der Rampe entlang bis zur Nordſeite der nördlichſten 
Straße; im ganzen Linienzug O — D — E — A. 


3. von dem Gelände unter I werden der Geſellſchaft nicht überlaſſen: 
a) Flächen, auf denen ſich Anlagen der Reichsbahn befinden (Fiſchereibahnhof 
nebſt Aufſtellgleiſen, auf dem Plan karmin angelegt), 
b) die zu den ſtaatlichen Wohngebäuden Rh Zugangsſtraßen gehörenden Grund⸗ 
flächen (im Plan grün angelegt). 
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II. 


III. 


VI. 


VIII. 


Preuß. Geſetzſammlung 1930. Nr. 27, ausgegeben am 30. 7. 1930. 
Sämtliche auf dem nach I überlaſſenen Gelände gelegenen Kajeflächen und Straßen 
einſchließlich der Fußwege und der in ihnen liegenden Verſorgungsleitungen, wie 
Kanaliſations⸗ und Waſſerleitungsrohre, elektriſche Kraft⸗, Licht⸗ und Fernſprechkabel, 
ſoweit ſie dem Staate Preußen gehören. 


Folgende Eiſenbahngleiſe: 


1. die auf dem unter I überlaſſenen Gelände gelegenen, nicht der Deutſchen Reichsbahn 
gehörenden Gleiſe, 


2. das Hafenumgehungsgleis. 


Vermerk: Die endgültige Regelung über den Betrieb und die Unterhaltung 
ſämtlicher Gleisanlagen im Fiſchereihafen Weſermünde bleibt den Ver: 


handlungen zwiſchen dem Preußiſchen Staate und der Deutſchen Reichsbahn 


über das Geſetz vom 30. April 1920, betreffend den Staatsvertrag über den 
Übergang der Staatseiſenbahnen auf das Reich, vorbehalten. 


Die Verſteigerungshallen I, III und X und die Aushilfsverſteigerungshalle (Ziffer 1 im 
Lageplan) nebſt den durch ſie führenden Straßen. 


. Die Packhallen I und II—X nebſt allem vont Staate geſchaffenen Zubehör ſowie das 


Gebäude des Einkaufskontors (Ziffer 2 im Lageplan). 


Das Kraftwerk (Ziffer 3 im Lageplan) mit allen angeſchloſſenen Leitungen, und zwar 
den ober⸗ und unterirdiſchen, auf dem unter T beſchriebenen Gelände. 


Betriebsgebäude und ſonſtige kleinere Gebäude und Einrichtungen, z. B. Pumpwerk nebſt 


Wohngebäude am Seedeich (Ziffer 4 im Lageplan), Bürogebäude nebſt Werkſtätten und 
Lagerſchuppen einſchließlich der Maſchinen, Kraftfahrzeuge, ſämtlichen Geräts und den 
Lagerbeſtänden des an der Straße am Lunedeich gelegenen Unterhaltungsbetriebes (Ziff 5 
im Lageplan), 2 Kräne (Ziff. 6 im Lageplan), Polizei⸗ und Zollunterkunft (Ziffer 7 
im Lageplan) uſw. 8 f 


Der Preußiſche Staat führt die nach dem Geſetz über die Bewilligung weiterer Staats⸗ 


mittel für die Erweiterung und Einſchleuſung des Fiſchereihafens zu Weſermünde vom 
10. Juli 1926 (Geſetzſamml. S. 213), ferner dem Geſetz über die Bereitſtellung von 
Staatsmitteln zur Wiederinſtandſetzung und Verbeſſerung ſtaatlicher Hafenanlagen vom 
6. Mai 1927 (Geſetzſamml. S. 76) 

ſowie den Koſtenanſchlägen 


Nr. 690 vom 12. Juli 1928, betreffend Reſtarbeiten des vorgenannten Anleihe⸗ 
geſetzes vom 10. Juli 1926 (Geſetzſamml. 213), 
Nr. 693 vom 18. Juli 1928, betreffend Verbeſſerung der hygieniſchen Zuſtände 
im Fiſchereihafen Weſermünde, i g 
Nr. 694 vom 20. Juli 1928, betreffend Gewinnung von Induſtriegelände im 
Fiſchereihafen Weſermünde, 
und vom 20. Auguſt 1927/4. Juli 1928, betreffend Ausbau der elektriſchen Ver⸗ 
ſorgung des Fiſchereihafens Weſermünde, 
vorgeſehenen, noch nicht zu Ende geführten Erdarbeiten, Uferbefeſtigungen, Hochbauten, 
Straßen⸗, Gleis-, Licht⸗ und Kraftanlagen, ſowie den Grunderwerb auf ſeine Koſten 
aus und überläßt dieſen und die Anlagen nach ihrer Fertigſtellung der Geſellſchaft. 
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Die Unterhaltung der Hafen⸗Waſſerflächen und ihrer Einfaſſungen — Ufer⸗ 
mauern nebſt Reibhölzern und Anlagepfählen ſowie Böſchungen — obliegt dem Staate, 
desgleichen auch die Unterhaltung des Ausfluſſes der Schmutzwaſſerkanaliſation, ſoweit 
ſie unter dem Deichkörper und in der Weſer liegt. a 


IX. Dingliche Berechtigungen. 


B. Bremen. 5 
Von dem Fiſchereihafen Bremerhaven werden überlaſſen: 


15 Die gelb umrandete Grundfläche auf der Weſtſeite des Alten Hafens, begrenzt durch den 
Linienzug ab ee ee eee eee a oe 
und zwar im einzelnen begrenzt wie folgt: 


im Norden durch die Südgrenze des Mietgrundſtückes der Firma W. Schuchmann 
und deren weſtliche Verlängerung bis an den Böſchungsfuß des Weſerdeiches 
(Punkt a), öſtlich anſchließend durch die Vorderkante des Bollwerkes am Südende 
des Neuen Hafens: f 
Linie a — b — e — d, 

im Oſten durch die weſtliche Ufermauer des Verbindungskanals zwiſchen dem Neuen 
und dem Alten Hafen und durch die weſtliche Kajemauer des Alten Hafens bis an 
das Binnenhaupt der Alten Schleuſe: 

Linie d— e — f — g — h — i, 

im Süden durch die Anlagen am Binnenhaupt und an der Kammer der Alten 
Schleuſe, weiter durch eine Linie, die ſich vom Punkte 1 auf die Ecke m des Koch— 
häuschens zuwendet, von hier die Straße überquert, bei n den Böſchungsfuß des 
Deiches erreicht und dieſem folgt, im ganzen Linienzug 1 — k 1 — m n — 0, 

im Weiten durch den Binnenfuß des Weſerdeiches bis zum Ausgangspunkte a. 


Von dieſem Gelände werden der Geſellſchaft nicht überlaſſen: 
A und At Erbbaugelände der Stadt Bremerhaven (im Plan grün angelegt), 
B Erbbaugelände der Stadt Bremerhaven (im Plan grün angelegt), 


O Mietgrundſtück der Deutſchen Betriebsgeſellſchaft für drahtloſe Telegraphie (Debeg) 
(im Plan grün angelegt), 


D Zollunterkunft (im Plan grün angelegt). 


II. Sämtliche auf dem nach I überlaſſenen Gelände gelegenen Kajeflächen und Straßen 
einſchließlich der Fußwege und der in ihnen liegenden Verſorgungsleitungen, wie 
Kanaliſations⸗ und Waſſerleitungsrohre, elektriſche Kraft-, Licht⸗ und Fernſprechkabel, 
ſoweit ſie dem Staate Bremen oder der Stadt Bremerhaven gehören. 


III. Sämtliche Eiſenbahngleiſe. 
Vermerk: Die endgültige Regelung über den Betrieb und die Unterhaltung 
ſämtlicher Gleisanlagen im Fiſchereihafen Bremerhaven bleibt den Verhandlungen 
zwiſchen der Freien Hanſeſtadt Bremen und der Deutſchen Reichsbahn über das 
Geſetz vom 30. April 1920, betreffend den Staatsvertrag über den Übergang der 
Staatseiſenbahnen auf das Reich, vorbehalten. 


236 


VIII. 


IX. 
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.Die Fiſchverſandhalle. 
Die Packhalle. (Im Plan Staatlicher Schuppen Nr. 2.) 
.Verſteigerungshalle 2 *). (Im Plan VI.) 


. Packhalle 1 und 3—6 *). (Im Plan VII, VIII VII o.) 


6 Schuppen mit nachſtehenden Bezeichnungen: 
1. früher Claußen u. Wietingſcher Schuppen *) (im Plan VIII)), 
2. früher Ulrichsſcher Schuppen *) (im Plan VIII), 
3. früher Bachmannſcher Schuppen *) (im Plan VIII), 
4. früher Bolten u. Steenkenſcher Schuppen *) (im Plan VIII), 
5. früher Kimmeſcher Schuppen *) (im Plan VIII), 
6. früher Räucherei „Merkur“ *) (im Plan VIII e). 


Städtiſches Fiſchinduſtriegebäude n) (im Plan IX). 


. Sonſtige kleinere Anlagen, wie 4 Abortgebäude, 1 Kran uſw. 


Die Unterhaltung der Hafen⸗Waſſerflächen und ihrer Einfaſſungen — Ufer⸗ 
mauern nebſt Reibhölzern und Anlegevorrichtungen — obliegt dem Staate, desgleichen 
auch die Unterhaltung des Ausfluſſes der Schmutzwaſſerkanaliſation, ſoweit ſie unter dem 
Deichkörper und im Außendeichsgelände liegt. 


XI. Dingliche Berechtigungen. 


*) Iſt Eigentum der Stadt Bremerhaven. 


Anlage B 
zu 8 3 des Geſellſchaftsvertrages. 


Verzeichnis der den Beſtimmungen des § 3 des Geſellſchaftsvertrages unterliegenden, 
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laufenden ſchuldrechtlichen Verträge. 


A. Preußen. 
Erbbau verträge: 
a) Seemannsfürſorgeverband, Hannover, 
b) Erſte Deutſche Stock- und Klippfiſchwerke G. m. b. H. in Weſermünde, 
e) Heinr. Baumgarten, Weſermünde, 
d) F. Klevenhuſen & Co., Bremen, 
e) Holdorf & Richter in Liquidation, Weſermünde, 


f) Verſicherungsverein deutſcher Fiſchdampfer-Reedereien auf Gegenſeitigkeit e. V., 
Weſermünde, g 


g) Deutſche Fiſcherei A.-G., Weſermünde, 
h) Geeſtemünder Eiswerke G. m. b. H., Weſermünde, 
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i) H. Stventz, Weſermünde, 
4k) Norddeutſche Hochſeefiſcherei A. G., Weſermünde, 
1) Fiſchverſandgeſchäft „Merkur“ Hermann Meyer & Co., Bremerhaven, 
m) Kühlfiſch A. G., Weſermünde, 
n) Magiſtrat Weſermünde, 
o) Schüßler & Heyer, Weſermünde, 
p) H. Söhle, Weſermünde, 
d) Erdmann Lefke, Weſermünde, 
r) Grundmann & Lietſch, Weſermünde, 
8) Schiffbaugeſellſchaft „Unterweſer“ A. G., Weſermünde, 
t) Grundmann & Gröſchel, Weſermünde, 
u) Erſte deutſche Dampflebertranfabrik Oscar Neynaber & Co., A. G., Weſermünde, 
v) Weſermünder Bank G. m. b. H., Weſermünde, 
w) G. Seebeck AG., Weſermünde, jetzt Deſchimag (nur Vorpachtrecht), 
x) Mollenhauer, Cuxhaven. 


2. Mietverträge: 
a) 142 Mietverträge über Packhallenabteilungen und Gebäude, 
b) 5 Mietverträge über Betriebsräume, 
c) 71 Mietverträge über Gelände. 


3. Pacht verträge: 
3 Pachtverträge für nicht aufgeſchloſſenes, landwirtſchaftlich genutztes Gelände. 


4. Vereinbarungen über Nutzungsentgelte: 


a) Friedr. Jörden, Reſtaurant „Weſerluſt“, für Benutzung der Heichböſchang zur 
Anlage einer Veranda, 


b) Wachtdienſt für den Fiſchereihafen, Weſermünde, für Errichtung eines Hunde⸗ 
zwingers und eines Schilderhäuschens, 


e) Herbert Jelke, Bremerhaven, für Aufſtellung einer Verkaufsbude, 


d) Wachtdienſt für den Fiſchereihafen, Weſermünde, für Benutzung der Kabelrohre im 
Fiſchereihafen, 


e) Magiſtrat Weſermünde für Benutzung der Kabelrohre im Fiſchereihafen, 

f) Magiſtrat Weſermünde für die Benutzung des Geländes durch Gasrohrleitungen, 

g) „Verein für Raſenſport“, Weſermünde, für Benutzung von Gelände als Fuß⸗ 
ballplatz. 

5. Sonſtige Verträge uſw.: - 

a) Vertrag mit der Fiſchereihafenbetriebsgenoſſenſchaft G. m. b. H. in Weſermünde 
über das Verſteigerungsweſen vom 29. Juli/6. Auguſt 1926, 

b) Vertrag mit dem Magiſtrat Weſermünde über die Benutzung des Waſſerleitungs⸗ 
rohrnetzes im Fiſchereihafen, 

e) Vertrag mit dem Magiſtrat Weſermünde über die Belieferung des Wafjerbauamts 
Weſermünde und ſeiner Mieter und Untermieter mit Heizgas, | 
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d) Vertrag mit dem Magiſtrat Weſermünde über die Benutzung von Gelände zur 
Durchführung einer Regenwaſſerleitung und Einleitung von Regenwaſſer aus dem 
Ortsteil Weſermünde-Süd in den Fiſchereihafen, 

e) Vereinbarung mit dem Magiſtrat Weſermünde über die Einleitung von Schmutz⸗ 
waſſer in die Fiſchereihafen-Kanaliſation, 


f) Vereinbarung mit der Straßenbahn Weſermünde⸗Bremerhaven A. G. in Weſer⸗ 
münde über die Unterhaltung der mit Straßenbahngleiſen verſehenen Straßen im 


Fiſchereihafen, 
g) Vertrag mit dem Elektrizitätsverband Stade (Zweckverband) — Uberlandwerk Nord⸗ 
Hannover in Bremen — über die Belieferung der Eiſenbahn- und waſſerbau⸗ 


fiskaliſchen Anlagen mit elektriſcher Arbeit, 
h) Vertrag mit dem „Fiſchereihafen-Wachtdienſt“ in Weſermünde über Bedienung und 
Überwachung der Hafenbeleuchtung. 
6. Verträge und Vereinbarungen, die bis zum 30. September 1930 noch 
abgeſchloſſen werden. 
B. Bremen. 
1. Erbbau verträge: 
Rohrberg & Schütte, Bremerhaven. 
2. Mietverträge: 
a) 60 *) Mietverträge über Packhallenabteilungen und Gebäude, 
b) 52 ka) Mietverträge über Gelände (Plätze). 
3. Pachtverträge: | 
3 Pachtverträge über Gemüſelandparzellen. 
4. Vereinbarungen über Nutzungsentgelte: 
a) Tieck & Garrels, Bremerhaven: 
Anerkennungsgebühr für die Aufſtellung einer Wellblechbude, 
b) W. Rogge, G. m. b. H., Bremerhaven: 
Anerkennungsgebühr für eine Rohrleitung von der Fabrik in das Hafenbecken, 


c) Hinr. Freeſe, Bremerhaven: 


Anerkennungsgebühr für eine Rohrleitung von der Eisfabrik in das Hafenbecken, 


q) Magiſtrat Bremerhaven: 
Anerkennungsgebühr für einen Brunnen, 
e) Magiſtrat Bremerhaven: 
Anerkennungsgebühr für eine Unratsablage neben der Fiſchhalle 1, 
f) Hinr. Freeſe, Bremerhaven: 
Anerkennungsgebühr für eine Eistransportanlage, 
8) Kühlfiſch A.⸗G., Weſermünde: i 


Anerkennungsgebühr für eine EN vom Fiſchinduſtrie⸗ 
9 in das Hafenbecken, 


„) Davon 59 Mietverträge der Stadt Bremerhaven. 
z) Davon 2 Mietverträge der Stadt Bremerhaven. 
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h) Wachtdienſt für den Fiſchereihafen, G. m. b. H., Weſermünde: 
Anerkennungsgebühr für eine Fernſprecheinrichtung, 

i) Kühlfiſch A.⸗G., Weſermünde: 
Anerkennungsgebühr für eine Eistransportanlage. 

k) Bremerhavener Fiſchmehlfabrik, G. m. b. H.: 
Anerkennungsgebühr für eine Brunnenanlage. 


5. Sonſtige Verträge uſw.: 


a) Lieferung von elektriſchem Strom durch die Stadt Bremerhaven: Vertrag vom 
24./27. April 1925, 


b) Lieferung von Gas durch die Stadt Bremerhaven: Vertrag vom 27. Juli 1910, 

e) Verſorgung des Hafengebietes und der Schiffe mit Waſſer: Vertrag vom 31. Januar / 
12. Februar 1921, 

d) Selbſterzeugung von elektriſchem Strom für eine Eisfabrik durch Hinr. Freeſe, 
Bremerhaven, \ 

e) Vereinbarung *) zwiſchen der Stadt Bremerhaven und dem Verein der Fiſch⸗ 
großhändler über Verzinſung der Unterhaltungskoſten der Fiſchverſandhalle von 
4000 RM zu 12 ) für die Zeit vom 15. Mai 1929 bis 15. Mai 1931, 

f) Vertrag zwiſchen der Stadt Bremerhaven und der Firma Fiſchverſandgeſchäft 
„Mercur“ in Bremerhaven vom 17. Januar 1930 über Geſtellung einer Kühl⸗ 
anlage im Fiſchinduſtriegebäude. 


6. Verträge und Vereinbarungen, die bis zum 30. September 1930 noch 
abgeſchloſſen werden. 


kek) Vereinbarung der Stadt Bremerhaven. 


Anlage 2. 


Abkommen zwiſchen Preußen und Bremen, betreffend den Preußiſch⸗Bremiſchen Staatsvertrag 
vom 21. Mai 1904/26, Mai 1905. ’ 
Einziger Artikel. 

Preußen verzichtet auf die in Artikel 13 des Preußiſch-Bremiſchen Staatsvertrages vom 
21. Mai 1904/26. Mai 1905 und in den Zuſatzprotokollbeſtimmungen zu Artikel 13 dieſes Vertrages 
feſtgelegten Beſchränkungen für die Ausnutzung des in Artikel 13 bezeichneten Geländes. Die Be⸗ 
nutzung des Geländes als Wohngelände bleibt ausgeſchloſſen. 

Preußen und Bremen werden im Einvernehmen mit den Städten Weſermünde und 
Bremerhaven ohne Rückſicht auf das Vorhandenſein ſtaatlicher und kommunaler Grenzen in 
gemeinſamer Förderung induſtrieller Intereſſen zuſammenwirken; dabei werden ſie insbeſondere 
eine Berückſichtigung des Geländes am Alten Hafen in Bremerhaven anſtreben, falls an dieſem 
infolge einer Abwanderung von Fiſchereiintereſſenten geeignetes Gelände zur Verfügung ſteht. 
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Anlage 3. 


Preußiſch⸗Oldenburgiſch⸗Bremiſches Abkommen über die einheitliche Handhabung 
der Waſſerpolizei. 

Die Preußiſche Staatsregierung, die Oldenburgiſche Staatsregierung und der Senat der 
Freien Hanſeſtadt Bremen ſchließen zur einheitlichen Handhabung der Waſſerpolizei auf der 
unteren Weſer abwärts des Weſerwehrs bei Bremen und auf der Außenweſer bis zur Seegrenze 
das folgende Abkommen: 


8 
(1) Dieſes Abkommen umfaßt diejenigen Gebiete der Waſſerpolizei, die nicht ſtrom- oder 
ſchiffahrtspolizeilicher Art ſind. Es umfaßt auch die Ausübung der Strom- und Schiffahrtspolizei, 
ſoweit die Reichsregierung dem Abkommen gemäß dem § 6 Abſatz 2 beitritt. 


(2) Der Umfang des Abkommens wird im einzelnen durch die in § 5 genannten Richt⸗ 
linien feſtgelegt werden. 


§ 2. 

Die Vertragsſtaaten werden ihre Polizeibehörden in dem Gebiete der unteren Weſer vom 
Weſerwehr bei Bremen abwärts und der Außenweſer bis zur Seegrenze anweiſen, von waſſer⸗ 
polizeilichen Amtshandlungen, die auf das Gebiet des Nachbarſtaates oder den Schiffsverkehr dort 
einwirken können, die zuſtändige Polizeibehörde des Nachbarſtaates ſo rechtzeitig zu unterrichten, 
daß dieſe Bedenken vorbringen oder ſelbſt die erforderlichen Anordnungen treffen kann. 


§ 3. 

Sieht ſich die Polizeibehörde einer der Vertragsſtaaten außerſtande, den etwa vorgebrachten 
Bedenken der Polizeibehörde des anderen Vertragsſtaates abzuhelfen, ſo haben die beteiligten 
Polizeibehörden unter Ausſetzung der beabſichtigten Amtshandlung unverzüglich ihren vorgeſetzten 
Regierungsſtellen zu berichten, damit dieſe einen Ausgleich herbeiführen. 


§ 4. 

(1) In dringenden Fällen können die Polizeibehörden der Vertragsſtaaten von einer vorher⸗ 
gehenden Unterrichtung der zuſtändigen Polizeibehörde des anderen Vertragsſtaates abſehen. In 
dieſem Falle iſt jedoch letztere unverzüglich nachträglich zu benachrichtigen; erhebt ſie Bedenken, ſo 
ſoll ihnen durch Abänderung oder Aufhebung der polizeilichen Anordnung nach 1 
Rechnung getragen werden. 


(2) Werden ſich die Polizeibehörden über die Anderung oder Aufhebung der Amtshandlung 
nicht einig, ſo iſt nach dem § 3 zu verfahren. 


§ 5. 

Die Vertragsſtaaten nehmen in Ausſicht, für die Handhabung der Waſſerpolizei im Gebiete 
der unteren Weſer vom Weſerwehr bei Bremen abwärts und der Außenweſer bis zur Seegrenze 
und für die bei polizeilichen Genehmigungen aufzuerlegenden Bedingungen gemeinſame Richtlinien 
auszuarbeiten. 

§ 6. 

(1) Dieſes Abkommen wird von den Vertragsſtaaten gemeinſam der Reichsregierung zur 

Kenntnis gebracht. 


(2) Die Vertragsſtaaten werden die Reichsregierung erſuchen, dieſem Abkommen hinſicht⸗ 
lich der Handhabung der Strom- und Schiffahrtspolizei beizutreten. 
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Anlage 4. 


Preußiſch⸗Oldenburgiſch⸗Bremiſches Abkommen über die Vorlage eines Staatsvertrages 
an das Reich über die Verwaltung der Waſſerpolizei. 


Die Preußiſche Staatsregierung, die Oldenburgiſche Staatsregierung und der Senat der 
Freien Hanſeſtadt Bremen kommen überein, der Reichsregierung den nachſtehenden Entwurf eines 
Staatsvertrages über die Verwaltung der Waſſerpolizei auf der Außen- und Unterweſer vor⸗ 
zuſchlagen: 

§ 1. b 

(1) Die Strom- und Schiffahrtspolizei auf der Außen- und Unterweſer wird von einer 
aus je einem Vertreter der Vertragsſtaaten gebildeten Behörde im Rahmen des Abſatzes 2 ver⸗ 
waltet. Die Behörde führt die Bezeichnung: „Schiffahrtspolizeibehörde für die untere Weſer“ 
und hat ihren Sitz in Bremen. Der bremiſche Vertreter führt den Vorſitz und die laufende 
Verwaltung und vertritt die Behörde nach außen. Im übrigen gibt ſich die Behörde ihre Gefchäfts- 
ordnung ſelbſt. 

(2) Die Verwaltung erſtreckt ſich auf die Regelung des Schiffsverkehrs auf der Außen- und 
Unterweſer und ihren Nebenarmen mit Ausnahme der Reeden von Weſermünde, Bremerhaven, 
Blexen, Nordenham und Brake ($ 62 Ziffer 19 der Seewaſſerſtraßenordnung), ſoweit dieſe außer- 
halb des betonnten Fahrwaſſers liegen, und der Nebenarme: Schweiburg, Alte Weſer von Hammel⸗ 
warden bis Sandſtedt, Blömer nördlich des Rönnebecker Sandes und Weſtergate, insbeſondere auf 
die Durchführung der Seeſtraßen- und Seewaſſerſtraßenordnung und der Strom- und Schiffahrts⸗ 
polizeiverordnung für die Binnenſchiffahrt auf der Unterweſer auf dem übertragenen Verwaltungs- 
gebiet. Sie umfaßt nicht die Befugnis zum Erlaß polizeilicher Strafverfügungen (Strafbeſcheide). 


§ 2. 

(1) Im Umfange der Übertragung gehen die geſetzlichen Zuſtändigkeiten der preußiſchen, 
oldenburgiſchen und bremiſchen zuſtändigen Behörden einſchließlich der Zuſtändigkeit für den Erlaß 
von Polizeiverordnungen auf die in § 1 genannte Schiffahrtspolizeibehörde für die untere Weſer 
über. Inſoweit ſind die im preußiſchen Waſſergeſetz zugelaſſenen Rechtsmittel wie Rechtsmittel 
gegen waſſerpolizeiliche Verfügungen eines Oberpräſidenten zu behandeln, ſoweit oldenburgiſches 
Gebiet in Frage kommt, wie polizeiliche Verfügungen des Miniſteriums des Innern, ſoweit 
bremiſches Gebiet in Frage kommt, wie Rechtsmittel gegen waſſerpolizeiliche Verfügungen der 
Polizeibehörden. Jede polizeiliche Verfügung muß eine Belehrung darüber enthalten, ob, binnen 
welcher Friſt und bei welcher Behörde ein Rechtsmittel eingelegt werden kann. Die zu erlaſſenden 
Polizeiverfügungen ſind im Einzelfall ſowohl formell wie materiell auf das Polizeirecht des 
betreffenden Landes zu ſtützen. 

(2) Die Schiffahrtspolizeibehörde für die untere Weſer kann örtliche Geſchäfte ihrer 
Zuſtändigkeit im Einvernehmen mit den Landesbehörden oder dem Reichsverkehrsminiſterium auf 
andere Behörden oder Dienſtſtellen übertragen. 5 

(3) Im übrigen bleibt das preußiſche, oldenburgiſche und bremiſche Waſſerrecht unberührt. 


§ 3. 

(J) Die preußiſchen, oldenburgiſchen und bremiſchen Behörden ſollen ſich bei Ausübung der 

Waſſerpolizei gegenſeitig im Benehmen halten, insbeſondere wenn es ſich um waſſerpolizeiliche 
Verwaltungsakte auf Grenzgebieten handelt. 

. (2) Die Durchführung des Staatsvertrages wird gemeinſam von den zuſtändigen Zentral⸗ 
behörden des Reiches, Preußens, Oldenburgs und Bremens durch eine allgemeine Anweiſung 
geregelt. = 

(3) Der Vertrag kann mit einjähriger Friſt auf den Schluß eines Rechnungsjahres 
gekündigt werden. 
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Anlage 5. 


Abkommen zwiſchen Preußen und Bremen über kommunale Richtlinien für die Zuſammen⸗ 
arbeit der preußiſchen und bremiſchen Gemeinden. 


Die Regierungen der Länder Bremen und Preußen ſind übereinſtimmend der Auffaſſung, 
daß im Intereſſe einer gedeihlichen weiteren Entwicklung des bremiſch-preußiſchen Wirtſchafts⸗ 
gebiets an der Weſer ein enges Zuſammenarbeiten der Stadtverwaltungen von Bremerhaven und 
Weſermünde geboten erſcheint. Sie werden daher auf die beteiligten Kommunalverbände dahin 
einwirken, daß dieſe ſich ein ſolches Zuſammenarbeiten, insbeſondere bei der gemeinſamen 
Errichtung und Ausnutzung öffentlicher Anlagen, Anſtalten, Einrichtungen und Veranſtaltungen, 
angelegen ſein laſſen und hierbei nach nachſtehenden Grundſätzen und Richtlinien verfahren: 


1. Die Stadtverwaltungen von Bremerhaven und Weſermünde ſollen ſich von Maß⸗ 
nahmen, die auf das Gebiet der Nachbarſtadt einwirken, wechſelſeitig ſo rechtzeitig 
unterrichten, daß die Nachbarſtadt Bedenken vorbringen oder ſelbſt entſprechende Maß⸗ 
nahmen treffen kann. 


2. Vor der Schaffung von neuen Anlagen, Anſtalten, Einrichtungen und Veranſtaltungen, 
die nicht nur rein örtliche Bedeutung haben, ſollen die Stadtverwaltungen rechtzeitig, 
jedenfalls vor entſcheidenden Beſchlüſſen ihrer Vertretungskörperſchaften, eine Ver⸗ 
ſtändigung über ein gemeinſames Vorgehen verſuchen. Sie ſollen ferner zum Zwecke 
der beſſeren Ausnutzung vorhandener oder zu ſchaffender öffentlicher Anlagen, 
Anſtalten und Einrichtungen die Bildung von Verwaltungsgemeinſchaften auf den dazu 
geeigneten Gebieten anſtreben. 

3. Die Stadtverwaltungen ſollen Betriebsverlegungen wirtſchaftlicher Unternehmungen 
von der einen in die andere Stadt weder anregen noch fördern. Sie ſollen ferner wirt⸗ 
ſchaftlichen Unternehmungen aus Gründen des Wettbewerbes mit der Nachbarſtadt 
keinerlei Vergünſtigungen gewähren. 

4. Möglichſte Gleichmäßigkeit der Gemeindeabgaben und Af tft anzuſtreben. 


5. Die Stadtverwaltungen ſollen möglichſte Übereinſtimmung der Kreditbedingungen, 
namentlich der Soll- und Habenzinſen ihrer ſtädtiſchen Sparkaſſen anſtreben. 

Die beiden Länderregierungen ſind ſich ferner darüber einig, daß — namentlich hinſichtlich 

der gemeinſamen Errichtung und Ausnutzung öffentlicher Anlagen, Anſtalten, Einrichtungen und 

Veranſtaltungen — auch in anderen Gebietsteilen, in denen ſich bremiſche und preußiſche Gemeinden 

in Nachbarlage befinden, ein gedeihliches Zuſammenarbeiten der beteiligten Kommunalverbände 

geboten erſcheint. Sie werden darauf hinwirken, daß auch dieſe in geeigneten Fällen im Sinne 
der vorſtehenden Grundſätze und Richtlinien bei ihrer Zuſammenarbeit verfahren. 


Anlage 6. 
Abkommen zwiſchen Preußen und Bremen über die Regelung des 
kommunalen Laſtenausgleichs. 


Die Preußiſche Staatsregierung und der Senat der Freien Hanſeſtadt Bremen ſchließen 
unter gleichzeitiger Aufhebung des Art. 4 des Staatsvertrages vom 21. Mai 1904/26. Mai 1905 zur 
Abgeltung aller ſich aus Art. 4 dieſes Staatsvertrages ergebenden Forderungen den nach⸗ 
ſtehenden Vertrag: 


11 82 ſbe Ba für die Zeit bis zum 31. März 1936. 
§ 1. 
Der Bremiſche Staat zahlt an die Stadtgemeinde Weſermünde folgende Beträge: 
a) im Rechnungsjahre 1930 (anteilig vom 1. Oktober 1930 ab) .. 75 000 AH, 


a 
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b) im Rechnungsjahre 19 m f = 728000 %%%, 
Ge, 5 199 r ooo, 
3 i d 
er 5 I)) ER NEN 
5 „ 7 193 oo? 


2. e für die Zeit nach dem 31. März 1986, 


§ 2. 
Die Jahresleiſtungen für die Zeit nach dem 31. März 1936 regeln ſich nach den Vor⸗ 
ſchriften der SS 3 bis 6. 


5 8 3. 
a 100 Die im Rechnungsjahre 1985 zu leiſtende Zahlung von 90 000 RM erhöht oder ver⸗ 
mindert ſich in dem Verhältnis, in dem ſich 


a) die Zahl der in der früheren Gemeinde Lehe wohnenden und in Bremerhaven als 
Beamte oder Arbeitnehmer beſchäftigten Perſonen gegenüber der Zahl 6100 oder 


b) das Endgehalt eines verheirateten preußiſchen Volksſchullehrers mit zwei Kindern und 
mit dem dienſtlichen Wohnſitz in . gegenüber dem Betrage von 627² Mell, 
verändert. 


(2) Die Leiſtung gemäß Abf. 1 errechnet ſich, wenn die Zahl der in Abſ. 1 zu a) . 
Perſonen mit a, das in Abſ. 1 zu b) erwähnte Gehalt mit b bezeichnet wird, nach der Formel: 


3 
ee eee ee une 


5 4. 
005 Die i im 8 3 ee Leiſtungen werden erſtmalig in der Zeit b vom 1. Januar bis zum 
31. März 1936, ſodann alle fünf Jahre im eg Kalendervierteljahr nach dem in den SS 5 und 6 
geregelten Verfahren neu feſtgeſtellt. 
(2) Die Feſtſtellungen haben jeweils für fünf 5 erſtmalig für die Zeit vom 1. April 
1936 bis 31. ie 1941, Gültigkeit. 


' 8 8. 

(1) Die Zahl der in der früheren Gemeinde Lehe 19 e und in Bremerhaven 
beſchäftigten Perſonen (§ 3 Abſ. 1a) wird auf Grund der jeweils letzten Perſonenſtandsaufnahme 
exmittelt, ſoweit eine ſolche auf Grund der Reichsgeſetzgebung ſtattfindet, andernfalls auf Grund 
anderer hierfür geeigneter Unterlagen. Als Beſchäftigung in Bremerhaven gilt auch die Beſchäfti⸗ 
gung an Bord ſolcher Schiffe, die in dem der Feſtſtellung voraufgegangenen Kalenderjahr regel⸗ 
mäßig oder überwiegend Bremerhaven angelaufen haben. 

g (2) Hat ſich die Zahl der in Abſ. 1 bezeichneten Perſonen nicht um mehr als 15 v. H. gegen- 
ale der 1 6100 verändert, ſo wird wie Anderung nicht et 


$ 6. 
00 Das Endgehalt eines preußiſchen Volksſchullehrers (§ 3 Abſ. 1 b) wird nach dem Stande 
des 1. Januar des betreffenden Jahres berückſichtigt. 
(2) Hat ſich das Endgehalt eines Volksſchullehrers gegenüber > Betrage von 6272 e 
um nicht mehr als 10 v. H. geändert, ſo wird dieſe e Anderung nicht berückſichtigt. 
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3. Schlußbeſtimmungen. 
847. 


Die 3 ungen des Bremiſchen Staates ſind jeweils am 1. Oktober des Rechnungssahres z zu 
leiſten, für das die Zahlung beſtimmt iſt. 


§ 8. 

Sollte ſich infolge eines Laſtenausgleichs durch die Reichsgeſetzgebung oder aus ſonſtigen 
Gründen eine weſentliche Veränderung der finanziellen Grundlagen, von denen bei dem Abſchluß 
dieſes Abkommens ausgegangen worden iſt, ergeben, ſo werden die Vertragſchließenden erneut 
verhandeln. 


Anlage 7. 
Abkommen zwiſchen Preußen und Bremen über eine Regelung der örtlichen Zuſtändigkeit 
der preußiſchen und bremiſchen Polizeibeamten. 


Die Regierungen der Länder Preußen und Bremen haben beſchloſſen, die örtliche Zuſtändig⸗ 
keit der preußiſchen Polizeibeamten in dem bremiſchen Staatsgebiet und der bremiſchen Polizei⸗ 
beamten in Teilen des preußiſchen Staatsgebietes grundſätzlich durch nachſtehenden Vertrag zu 
regeln: 

8 1. 

Nach Maßgabe dieſes Vertrages dürfen die preußiſchen ſtaatlichen und kommunalen 
Polizeivollzugsbeamten der an das Land Bremen angrenzenden preußiſchen Gebietsteile im 
bremiſchen Staatsgebiet, die bremiſchen Polizeivollzugsbeamten in den an das Land Bremen an⸗ 
grenzenden preußiſchen Gebietsteilen Amtshandlungen vornehmen, die zur Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung und zur Abwehr der der Geſamtheit oder Einzelperſonen be⸗ 
vorſtehenden Gefahren ſowie im Intereſſe der Rechtspflege zur Verfolgung ſtrafbarer Handlungen 
notwendig ſind. 

Die räumliche Abgrenzung der preußiſchen Gebietsteile im einzelnen wird durch die Landes⸗ 
regierungen vereinbart. 

§ 2. 
Polizeiliche Amtshandlungen gemäß § 1 ſind zuläſſig: 
a) wenn Gefahr im Verzug iſt, Polizeibeamte des anderen Landes nicht anweſend ſind und 
der Polizeibeamte zu der Amtshandlung durch eigene Beobachtung bei Ausübung ſeines 
Dienſtes oder durch die glaubhafte Anzeige einer dritten Perſon veranlaßt iſt, 
b) wenn der Polizeibeamte lediglich Amtshandlungen fortſetzt, die in dem Staatsgebiete des 
Landes begonnen ſind, dem er angehört, 


e) wenn ein Erſuchen oder eine Zuſtimmung des zuſtändigen ee des anderen 
Landes vorliegt. 


§ 3. 
Die im fremden Staatsgebiet tätig werdenden Polizeibeamten haben die gleichen Befugniſſe 
wie die Polizeibeamten dieſes Landes. Soweit ſie in ihrem Lande Hilfsbeamte der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft ſind, werden ſie auch in dem anderen Lande zu Hilfsbeamten der Staatsanwaltſchaft beſtellt. 


§ 4. 

Die im fremden Staatsgebiet tätig werdenden Polizeibeamten müſſen ſich unverzüglich bei 
dem örtlich zuſtändigen Polizeiverwalter oder bei der nächſterreichbaren Polizeidienſtſtelle (Land⸗ 
jägerpoſten) melden. Iſt dies nicht möglich, ohne den Zweck ihrer Amtshandlung zu gefährden, ſo 
hat die Meldung unverzüglich nach Beendigung der Amtshandlung zu geſchehen. 


Preuß. Geſetzſammlung 1930. Nr. 27, ausgegeben am 30. 7. 1930. 245 


5 8 5. 
Die Rechte und Pflichten der Polizeibeamten der beteiligten Länder in wirtſchaftlicher, ver⸗ 
ſorgungsrechtlicher und diſziplinarer Hinſicht beſtimmen ſich, auch ſoweit fie im fremden Staats⸗ 
gebiet amtlich tätig werden, nach den Geſetzen ihres eigenen Landes. 


§ 6. 

Wird polizeiliche Hilfe geleiſtet auf Erſuchen eines Landes oder in Wahrnehmung ſeiner 
Intereſſen, ſo hat dieſes Land die Mehrkoſten zu tragen, die dem anderen Lande durch die Hilfe⸗ 
leiſtung entſtehen. 

Eine durch ſolche Hilfeleiſtung eintretende Erhöhung der Verſorgungslaſten fällt nicht unter 
dieſe Beſtimmung. Ergibt ſich jedoch hieraus eine unbillige Belaſtung eines der vertragſchließenden 
Länder, ſo ſoll ein angemeſſener . nötigenfalls durch ein Schiedsgericht, herbeigeführt 
werden. 


Anlage 8. 


Preußiſch⸗Oldenburgiſch⸗Bremiſches Abkommen über die Verkehrsregelung 
im Unterweſergebiet. 


Preußen, Oldenburg und Bremen einigen ſich über den Grundſatz, daß die öffentlichen 
Verkehrsmittel im Bremiſchen Staatsgebiet und den angrenzenden preußiſchen und oldenburgiſchen 
Gebietsteilen ohne Rückſicht auf die Landesgrenzen derart einzurichten und durchzuführen ſind, 
wie es das Intereſſe der geſamten Bevölkerung dieſes Gebietes an ſchneller, zweckmäßiger und preis⸗ 
würdiger Beförderung, insbeſondere zwiſchen Wohn-, Arbeits⸗ und Erholungsſtätten, ſowie das 
gemeinſame Intereſſe dieſes Gebietes an der Hebung des Fremdenverkehrs erfordert. 


I. Kraftfahrlinien. 

Für die weitere verkehrstechniſche Erſchließung dieſes Gebiets durch Kraftfahrlinien ſoll ein 
dieſem Grundſatz entſprechender Generalplan von einer beſonders zu bildenden Arbeitsgemeinſchaft 
aufgeſtellt werden. 

Für die Bildung und die Geſchäftsführung dieſer ee ee gelten die von den 
Regierungen gemeinſam zu erlaſſenden Richtlinien. 

Hinſichtlich der Genehmigung von Kraftfahrlinien gemäß § 1 des Kraftfahrliniengeſetzes 
vom 26. Auguſt 1925 (RGBl. I S. 319) wird folgendes vereinbart: 

Die Genehmigungsbehörden der Vertragsſtaaten werden ſich vor Erteilung der Ge⸗ 
nehmigung von Kraftfahrlinien, die von dem Gebiet des einen Staates in das des anderen hin⸗ 
überführen oder für die Verbindung mit einem Verkehrsunternehmen des benachbarten Gebietes 
von Bedeutung find, vorher miteinander ins Benehmen ſetzen und alle Fragen, die nach den geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen vor der Erteilung der Genehmigung zu prüfen ſind (Zuverläſſigkeit und 
finanzielle Leiſtungsfähigkeit des Unternehmers, Wahrung der öffentlichen Intereſſen uſw.), ge⸗ 

meinſam erörtern. 

Sieht ſich die Genehmigungsbehörde einer der Vertragsſtaaten außerſtande, den etwa vor⸗ 
gebrachten Bedenken der Genehmigungsbehörde eines anderen Vertragsſtaates abzuhelfen, ſo haben 
die Genehmigungsbehörden unter Ausſetzung des beabſichtigten Genehmigungsverfahrens ihren 
vorgeſetzten Regierungsſtellen zu berichten, damit dieſe einen Ausgleich verſuchen. Kommt ein Aus⸗ 
gleich nicht zuſtande, ſo behält es bei der Beſtimmung in § 1 Abſ. 2 des „ 
(Herbeiführung der Entſcheidung durch den Reichsrat) ſein Bewenden. 

Die vorſtehend vereinbarte Regelung wird von den Vertragsſtaaten der Reichsregierung 
gemeinſam zur Kenntnis gebracht. 
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II. Straßen⸗ und Kleinbahnen. 

Vor der Genehmigung neuer oder der Erweiterung und Veränderung beſtehender Straßen⸗ 
bahnen und Kleinbahnen, die preußiſches, oldenburgiſches oder bremiſches Gebiet berühren, oder 
wenn ſie innerhalb eines Staatsgebietes verbleiben, für das benachbarte Gebiet von Bedeutung ſind, 
ſollen ſich die Genehmigungsbehörden der beteiligten Länder miteinander ins Benehmen ſetzen und 
alle Fragen, die nach den geſetzlichen Beſtimmungen vor der Erteilung der Genehmigung zu prüfen 
ſind (Zuverläſſigkeit und finanzielle Leiſtungsfähigkeit des Unternehmers, Linienführung, Wahrung 
der öffentlichen Intereſſen uſw.), gemeinſam erörtern. Auf eine tunlichſt übereinſtimmende Faſſung 
der Genehmigungsurkunden wird Bedacht genommen werden. 


Sieht ſich die Genehmigungsbehörde eines Landes außerſtande, den etwa vorgebrachten Be 
denken der Genehmigungsbehörde eines anderen Landes abzuhelfen, jo haben die Genehmigungs⸗ 
behörden unter Ausſetzung des Genehmigungsverfahrens ihren Beten Regierungsſtellen zu 
berichten, damit dieſe einen Ausgleich verſuchen. ’ 


In gleichem Sinne iſt bei der Ausübung des Staatlichen Auffichtsrechts z zu verfahren. Dem⸗ 
gemäß werden alle Entſcheidungen über die Anlage, den Betrieb und den Verkehr von Straßen⸗ 
und Kleinbahnen, die mehrere Landesgebiete berühren oder von grundſätzlicher Bedeutung für 
eines dieſer Gebiete ſind, im Einvernehmen der beteiligten ſtaatlichen Aufſichtsbehörden getroffen 
werden. 


Anlage 9. 
Abkommen zwiſchen Preußen und Bremen über Landesplanung im Unterweſergebiet. 


Preußen und Bremen kommen dahin überein, 
1. für Bremen und Hemelingen, 
2. für Bremerhaven und Weſermünde, 
3. für Blumenthal, Aumund, Vegeſack, Grohn und Schönebeck ſowie für das ſonſt in Frage 
5 kommende Gebiet 
eine einheitliche Landesplanung zu ſchaffen und dieſe Planung nach Möglichkeit dem weiteren 
Ausbau der vorbezeichneten Gebiete zugrunde zu legen. 


Zur Ausarbeitung dieſer Landesplanung und zu ihrer fortlaufenden Anpaſſung an neu auf⸗ 
tretende Bedürfniſſe wird je ein Ausſchuß, beſtehend aus örtlichen Sachverſtändigen, für die vor⸗ 
bezeichneten drei Siedlungsgebiete eingeſetzt. Die beiden Regierungen ſollen dahin wirken, daß 
dieſe Ausſchüſſe nach Möglichkeit ſchon jetzt von den beteiligten Gemeinden in wichtigeren Einzel⸗ 
fragen der Landesplanung gutachtlich gehört werden. In die Ausſchüſſe ſollen von beiden Regie⸗ 
rungen je ein Techniker, ein Verwaltungsbeamter ſowie gemeinſam ein Vorſitzender berufen werden, 
ſo daß jeder Ausſchuß aus insgeſamt 5 Mitgliedern beſteht, jedoch ſoll, ſoweit es durch die Ver- 
ö hältniſſe geboten iſt, eine größere Zahl von Mitgliedern beſtellt werden können. Die Ausſchüſſe 

ſollen im Einvernehmen mit der Landesplanung Elbe⸗Weſer E. V. und den von dieſem Verein 
gebildeten Fachausſ chien arbeiten. f 


Anlage 10. 
Bejer - Ems -Abkonmen. 


Dee Senat der Freien Hanſeſtadt Bremen und die Preußische teen e i 
Io Abkommen: f 
§ 1. 


Der ent der Freien Hanſeſtadt Bremen und die Preußiſche Staatsregierung EN u 
ehe auf das gemeinſame Hinterland der Weſer und Ems zur Vermeidung unwirtſchaftlicher 
Anlagen auf eine einheitliche Entwicklung des Wirtſchaftsgebietes an Weſer und Ems en ins⸗ 
beſondere auf eine einheitliche Seehäfenpolitik für dieſes Gebiet hinwirken. 
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§ 2. 

Die Preußiſche Staatsregierung und der Senat der Freien Hanſeſtadt Bremen werden 
einander rechtzeitig von Maßnahmen Kenntnis geben, die die Intereſſen des anderen Vertragsteiles 
berühren, mit dem Ziele, eine wirtſchaftlich vernünftige Ausnutzung der Seehäfen ſicherzuſtellen. 

Zu dieſem Zwecke, und insbeſondere um die gemeinſamen Belange der Weſer⸗ und Ems⸗ 
häfen zu erörtern, werden die Preußiſche Staatsregierung und der Senat der Freien Hanſeſtadt 
Bremen je drei Vertreter ernennen, die, ſo oft es von einem der beiden Teile gewünſcht wird, 
zuſammentreten ſollen. Die Hinzuziehung von Sachverſtändigen aus den Kreiſen der Wirtſchaft 
bleibt vorbehalten. 


Schlußprotokoll. 
Vom 21. Juni 1930. 


Die Preußiſche Staatsregierung und der Senat der Freien Hanſeſtadt Bremen geben zu dem 
vorliegenden Vertragswerk folgende Erklärungen ab: 


1. Staatsvertrag über eine Gemeinſchaftsarbeit zwiſchen Bremen 
und Preußen vom 21. Juni 1930. 


Die unter III letzter Abſatz Ziffer b zugeſicherte Rückſichtnahme auf die Bremen obliegenden 
Aufgaben bedeutet nicht eine Unterordnung der preußiſchen Intereſſen, betrifft aber mit dieſem 
Vorbehalt alle Bedürfniſſe und finanziellen Grundlagen Bremens zur Entwicklung von Handel 
und Schiffahrt. 


2. Abkommen über die Förderung der Hochſeefiſcherei. 


Bei der in $ 15 Abſ. 3 des Abkommens über die Förderung der Hochſeefiſcherei vorgeſehenen 
Beſchlußfaſſung über die Aufrechterhaltung oder Aufhebung der Fiſchauktionen in Bremerhaven 
werden ſich Preußen und Bremen lediglich von wirtſchaftlichen Geſichtspunkten leiten laſſen. 


3. Abkommen, betr. den preußiſch-bremiſchen Staatsvertrag vom 
21. Mai 1904/26. Mai 1905. i 
Um dem Grundſatze Preußens und Bremens, ohne Rückſicht auf die beſtehenden Landes⸗ 
grenzen zuſammen zu arbeiten, beſonderen Ausdruck zu verleihen, wird Preußen von ſeinem Rechte 
aus Artikel 14 Abſ. 1 des preußiſch⸗bremiſchen Staatsvertrages vom 21. Mai 1904/26. Mai 1905 
keinen Gebrauch machen. Sollte das Abkommen über die Förderung der Hochſeefiſcherei gemäß § 15 
Ab. 4 außer Kraft treten, fo leben die Beſtimmungen des Artikels 14 Abſ. 1 wieder auf. 
4. Das geſamte Vertragswerk ſoll alsbald nach der Unterzeichnung durch die Vertrag⸗ 
ſchließenden gemeinſam der Reichsregierung zur Kenntnis vorgelegt werden. 


Bremen, den 21. Juni 1930. 


(Siegel) Braun. (Siegel.) M. Donandt. 
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(Nr. 13528.) Geſetz über die Bereitſtellung von weiteren Staatsmitteln zur Vermehrung und Ver⸗ 
beſſerung von Arbeiterwohnungen nebſt Zubehör auf den Domänen. Vom 25. Juli 1930. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


§ 1. 
Dem Staatsminiſtevium wird für die Rechnungsjahre 1930 und 1931 ein Betrag von 
3 000 000 AM zur Vermehrung und Verbeſſerung der Arbeiterwohnungen nebſt Zubehör auf den 
Domänen zur Verfügung geſtellt. a 
§ 2. 
(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im $ 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits 
zu beſchaffen. f 
(2) Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 v. H. des aufgenommenen Schuld⸗ 
kapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Verrechnung auf 
bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 v. H. der zur Tilgung der Schuld 
aufgewendeten oder auf bewilligte Kvedite verrechneten Beträge anzuſetzen. 


88. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten und dem Finanzminiſter ob. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsvats ſind gewahrt. 


Berlin, den 25. Juli 1930. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Steiger. Höpker Aſchoff. 


— 


Herausgegeben vom Preußiſchen Se ee 185 ft Bern von der Preußiſchen Druckerei und 
erlags⸗Aktiengeſellſcha erlin. 
Verlag: R. von Decker's Verlag, G. Schenck, Berlin Wg, Linkſtraße 35. (Poſtſcheckkonto Berlin 9059.) 
Den laufenden Bezug der Preußiſchen Geſetzſgammlung vermitteln nur di lt 0 . ; 
einzelne Nummern und Jahrgänge (auch ältere) können e n e a buen den Buchhandel e 
Preis für den achtſeitigen Bogen 20 Rpf., bei größeren Beſtellungen 10—40 v. H. Preisermäßigung. 


